Betreff: Entwurf für ein neues Ausländer- und Asylrecht 

An

· Bundeskanzler Herrn Gerhard Schröder 

· Bundesminister des Innern Herrn Otto Schily 

· die Stellvertretenden Vorsitzenden der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands 
Herrn Wolfgang Clement, Frau Renate Schmidt, Herrn Rudolf Scharping, Herrn Wolfgang Thierse und Frau Heidemarie Wieczorek-Zeul

· den Fraktionsvorsitzenden der SPD Herrn Peter Struck 

· den Stellvertretenden Fraktionsvorsitzenden der SPD-Bundestagsfraktion 
Herrn Ludwig Stiegler 

· den Sprecher der Arbeitsgruppe Inneres der SPD-Bundestagsfraktion 
Herrn Dieter Wiefelspütz 

· den Stellvertretenden Sprecher der Arbeitsgruppe Inneres der SPD-Bundestagsfraktion
Herrn Rüdiger Veit

· die Vorstandsprecher von Bündnis 90 / Die Grünen 
Frau Claudia Roth und Herrn Fritz Kuhn 

· die Fraktionsvorsitzenden von Bündnis 90 / Die Grünen 
Frau Kerstin Müller und Herrn Rezzo Schlauch 

· den Innenpolitischen Sprecher der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen 
Herrn Cem Özdemir 

· die Ausländerbeauftragte der Bundesregierung Frau Marieluise Beck 

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Regierungskoalition hat beschlossen, die Entwürfe für ein sogenanntes Zuwanderungsgesetz und für ein Anti-Terror-Gesetz bereits innerhalb der nächsten Wochen in den Bundestag einzubringen.

Bei dem BMI-Referentenentwurf handelt es sich nicht - wie eigentlich erwartet - um eine Änderung der Verordnung zu § 10 Ausländergesetz, die - wie für die IT-Fachkräfte - noch weitere Möglichkeiten der Arbeitskräftezuwanderung nach Deutschland erweitert. Vorgelegt wurde stattdessen eine Totalrevision des gesamten Ausländer- und Asylrechts, die tiefgreifende negative Folgen für die über 7 Millionen in Deutschland lebenden Ausländer hätte.

Nach den Terroranschlägen in den USA hat sich außen- wie innenpolitisch ein Klima entwickelt, das eine vorurteilsfreie und ausgewogene Diskussion aller Vorschläge deutlich erschwert. Die wichtige Diskussion über die fachlichen Probleme des Zuwanderungsgesetzentwurfs wird eindeutig von der angespannten weltpolitischen Situation überlagert.

Gerade bei einem Zuwanderungsgesetz sollte wegen seines hohen politischen und moralischen Stellenwertes für das Selbstverständnis unserer Demokratie und wegen seiner bedeutenden Konsequenzen für die weitere politische und soziale Entwicklung Deutschlands eine angemessene Auseinandersetzung stattfinden.

Das geplante „Hau-Ruck-Verfahren“, mit dem der Zuwanderungsgesetzentwurf beschlossen werden soll, wird der Tragweite der Entscheidungen/Änderungen in keiner Weise gerecht, weil der Entwurf:

· auf einen Kompromiss mit der CDU/CSU ausgerichtet ist, obwohl diese vor allem weitere Verschärfungen des Ausländer- und Asylrechts anstrebt, 

· die Kritik der Fachverbände, Gewerkschaften, Initiativen und Kirchen und des UNHCR am geltenden Ausländer- und Asylrecht kaum berücksichtigt - vgl. auch die Zusammenstellung der vorliegenden Stellungnahmen zum BMI-Entwurf unter http://www.proasyl.de/presse01/aktuell.htm -

· massive Verschlechterungen sowohl in den Bereichen Integration und Aufenthaltssicherheit langjährig hier lebender Migranten als auch im Asylrecht und im ausländerrechtlichen Flüchtlingsschutz vorsieht,

· eine massive Verschärfung der sozialrechtlichen Ausgrenzung von Asylsuchenden, Ausländern mit "humanitärem Aufenthaltstitel" sowie bisher geduldeten Migranten und Flüchtlingen vorsieht durch die Ausweitung des Arbeitsverbots und der Residenzpflicht, 

· keinerlei Legalisierungsregelungen für hier lebende Ausländer ohne Status enthält,

· die Abschiebungshaft nicht wie versprochen am "Verhältnismäßigkeitrsprinzip" überprüft, sondern faktisch sogar noch neue Haftgründe schaffen wird durch die geplante Internierung von Flüchtlingen in besonderen "Ausreiseeinrichtungen",

· In den Zuwanderungsgesetzentwurf, der schon in seiner Fassung von Anfang August 2001 die Rechte der hier lebenden Ausländer und Flüchtlinge umfassend einschränken sollte, wurden nunmehr sogar noch zahlreiche, gravierende weitere Verschärfungen des Ausländer- und Asylrechts aus dem Anti-Terror-Paket eingearbeitet. So ist die beschleunigte Ausweisung und Abschiebung auch langjährig hier lebender Ausländer ("Sofortvollzug") vorgesehen, sofern diese "die freiheitlich demokratische Grundordnung gefährden." - ein Gummiparagraf, der behördliche Willkür befürchten lässt und an die Berufsverbotepraxis der 70er Jahre erinnert.

Ich fordere Sie deshalb dringend auf, den Plan einer Totalrevision des gesamten Ausländer- und Asylrechts nicht weiter zu verfolgen und den Zuwanderungsgesetzentwurf zurückzuziehen.

Die von der Regierungskoalition angestrebte Öffnung für die Zuwanderung von Arbeitskräften darf nicht - wie der BMI-Entwurf vorsieht - zu Lasten der Integration und Rechtssicherheit hier lebender Migranten und des Flüchtlingsschutzes gehen!

Mit freundlichen Grüßen 

